
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausgabe Juni 2014 
 
Einkommensteuer 2 
. Gewinnminderung nur in Höhe des angemessenen Teils des Ehegatten-Arbeitslohns 2 
. Abzug einer Spende an einen ausländischen Empfänger innerhalb der EU 2 
. Einlösung von Xetra Gold Inhaberschuldverschreibungen nicht steuerbar 3 
. Treppenlift als außergewöhnliche Belastung 4 
Gewerbesteuer 4 
. Abgrenzung freiberuflicher von gewerblichen Einkünften 4 
Körperschaftsteuer 6 
. Anerkennung der Pensionszusage nur bei Erdienbarkeit  6 
Erbschaftsteuer 6 
. Vererbung von vermieteten Immobilien 6 
Umsatzsteuer 7 
. Anforderungen an die Rechnungserstellung (hier: Leistungsbeschreibung) 7 
Arbeitsrecht 8 
. Arbeitgeber muss Arbeitnehmer nicht auf Möglichkeit der Entgeltumwandlung hinweisen 8 
Internetrecht 8 
. Wichtige Neuregelungen durch neue EU-Verbraucherrichtlinie im Bereich E-Commerce 8 
 
 
 
 



 

 2

Ausgabe Juni 2014 

Einkommensteuer . Gewinnminderung nur in Höhe des angemessenen Teils des 
Ehegatten-Arbeitslohns  
 
Wird bei einem steuerlich anzuerkennenden Ehegatten-Arbeitsverhältnis ein überhöhter Arbeitslohn 
gezahlt, muss zumindest der angemessene Teil der Lohnzahlung als Betriebsausgabe anerkannt 
werden. Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des Finanzgerichts Niedersachsen. 
 
Da im Streitfall hinsichtlich der Stundennachweise keine Originalaufzeichnungen der auf € 400,00-
Basis angestellten Ehefrau vorlagen, erkannte die Außenprüfung das Arbeitsverhältnis zunächst nicht 
an. Im Einspruchsverfahren führte das Finanzamt eine Befragung der Ehefrau durch und kam schließ-
lich zu dem Ergebnis, dass sie die vom Ehemann beschriebenen Tätigkeiten (z. B. Zahlungstermine 
überwachen und allgemeine Bürotätigkeiten) der Art nach auch tatsächlich verrichtet habe. Das 
Arbeitsverhältnis sei somit dem Grunde nach anzuerkennen. 
 
Allerdings hielt das Finanzamt nur einen Stundensatz von € 10,00 für angemessen; der Ehemann 
hatte hingegen das Doppelte bezahlt. Bei dieser Beurteilung orientierte sich das Finanzamt an dem 
Arbeitslohn einer Bürogehilfin in der Region Hannover. Gegen die Kürzung der Betriebsausgaben 
klagte der Ehemann u. a. mit der Begründung, dass das Beispiel der Bürogehilfin der Qualifikation 
seiner Ehefrau (Abschluss als Bürokauffrau) nicht entspreche – allerdings ohne Erfolg. 
 
Der vom Finanzamt geschätzte Stundenlohn von € 10,00 wurde vom Niedersächsischen Finanz-
gericht in seiner Entscheidung vom 07. Januar 2014 nicht beanstandet. Für die Bemessung der Höhe 
sind üblicherweise die konkrete Arbeitsplatzbeschreibung und die tatsächlich zu verrichtenden Tätig-
keiten entscheidend. Die berufliche Qualifikation spielt möglicherweise eine Rolle, soweit die Fähig-
keiten auch nutzbringend eingesetzt werden müssen. So verdiene eine Juristin mit zwei Staats-
examina als Putzfrau trotz der hohen Qualifikation nur so viel, wie andere Putzfrauen verdienen, so 
das Finanzgericht.  
 
Tipp: Verträge zwischen nahen Angehörigen sollten aus Beweisgründen schriftlich abgeschlossen 

werden. Da die Vereinbarungen einem Fremdvergleich standhalten müssen, sollten Leistung 
und Gegenleistung eindeutig geregelt werden. Von besonderer Wichtigkeit ist, dass das 
Vereinbarte auch tatsächlich durchgeführt wird. 

 
 
Einkommensteuer . Abzug einer Spende an einen ausländischen Empfänger inner-
halb der EU  
 
Spenden können unter bestimmten Bedingungen steuerlich geltend gemacht werden. Dies setzt 
insbesondere die Vorlage einer Spendenbescheinigung voraus, in der bescheinigt wird, dass die 
Empfängerkörperschaft steuerbegünstigte Zwecke verfolgt. Aufgrund EU-Vorgaben wurde der 
Spendenabzug auch auf solche Körperschaften ausgedehnt, die ihren Sitz in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union (EU) oder des Europäischen Wirtschaftsraums haben. 
 
In diesem Fall ist allerdings oft fraglich, welche Anforderungen an die ausländische Empfängerkörper-
schaft gestellt werden. Insoweit ist das Urteil des BFH vom 17. September 2013 von Bedeutung. Im 
Streitfall hatte eine GmbH eine Spende in Höhe von € 10.000,00 an eine im Register für juristische 
Personen der Stadt Rom eingetragene Vereinigung/Verein geleistet. Der Verein ist selbst Mitglied der 



 

 3

Ausgabe Juni 2014 

russisch-orthodoxen Kirche, sein Zweck besteht nach Art. 2 der Satzung in der Errichtung eines 
Kirchengebäudes in Rom sowie in der Unterrichtung und Lehre der russisch-orthodoxen Religion und 
der Förderung der russischen Kultur. Ferner verfolgt der Verein gegenüber den Gläubigen der 
russisch-orthodoxen Religion Ziele der sozialen Solidarität, der Wohltätigkeit und der humanitären 
Hilfe und gewährt hierbei insbesondere den Gläubigen in Italien Unterstützung (z. B. hinsichtlich der 
Wohnstätte). 
 
In seinem Urteil zu diesem Fall hat der BFH ausgeführt, dass Spenden an eine Empfängerkörper-
schaft mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der EU nur dann steuerlich abgezogen werden können, 
wenn die begünstigte Einrichtung die Voraussetzungen der nationalen Rechtsvorschriften für die 
Gewährung von Steuervergünstigungen erfüllt. Dies setze u. a. voraus, dass die Körperschaft nach 
den inländischen Regeln steuerbefreit wäre, wenn sie inländische Einkünfte erzielen würde. Letzteres 
erfordere die Wahrung der Voraussetzungen, die für die Verfolgung steuerbegünstigter Zwecke nach 
den Regeln der Abgabenordnung vorgesehen sind. Im Streitfall wurde der Spendenabzug versagt, da 
die Satzung des ausländischen Spendenempfängers keine Regeln zur Vermögensbindung enthielt. 
Zweck der Vermögensbindung ist es, dass das gespendete Vermögen auch tatsächlich für steuer-
begünstigte Zwecke eingesetzt wird. 
 
Tipp: Im Zweifel muss der Steuerpflichtige mindestens die Satzung und den aktuellen Tätigkeits-

bericht der ausländischen Empfängerkörperschaft der Finanzbehörde vorlegen können, damit 
anhand dieser Unterlagen geprüft werden kann, ob die Körperschaft nach den inländischen 
Regeln als gemeinnützig anerkannt würde. 

 
 
Einkommensteuer . Einlösung von Xetra Gold Inhaberschuldverschreibungen nicht 
steuerbar 
 
Bei Xetra Gold Inhaberschuldverschreibungen handelt es sich um eine auf Goldbestände lautende 
nennwertlose Anleihe. Sie ist ein börsengehandeltes Wertpapier, das einen Anspruch auf die 
Lieferung von Gold verbrieft. Jede Xetra Gold Schuldverschreibung räumt dem Anleger das Recht ein, 
von der Emittentin die Lieferung von einem Gramm Gold zu verlangen.  
 
Das Finanzgericht Münster hatte über folgenden Fall zu entscheiden: Der Steuerpflichtige machte in 
2011 drei Mal von seinem Anspruch auf Lieferung von Gold Gebrauch. Seine Bank wertete die 
Ausübung der Lieferansprüche – entsprechend der Ansicht der Finanzverwaltung – als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen und wies in der Erträgnisaufstellung steuerpflichtige Erträge von rund € 211.000,00 
aus. Dies sah der Steuerpflichtige jedoch anders. Er ist der Meinung, dass lediglich die spätere 
Veräußerung des Goldes zu einem privaten Veräußerungsgeschäft führe, sofern der Verkauf inner-
halb der gesetzlichen Haltefrist von einem Jahr erfolge. Diese Auffassung bestätigte nun das 
Finanzgericht Münster mit seinem Urteil vom 14. März 2014. 
 
Nach Ansicht der Richter führt die Einlösung von Xetra Gold Inhaberschuldverschreibungen nicht zu 
steuerbaren Einkünften aus Kapitalvermögen. Die Rückgabe stellt weder eine Veräußerung dar, noch 
handelt es sich um eine sonstige Kapitalforderung. Wegen grundsätzlicher Bedeutung wurde die 
Revision zum BFH zugelassen. Es bleibt daher abzuwarten, ob die Richter des BFH der Auffassung 
des Finanzgerichts Münster bestätigen. 
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Einkommensteuer . Treppenlift als außergewöhnliche Belastung  
 
Bestimmte Krankheitskosten werden vom Finanzamt nur dann als außergewöhnliche Belastungen 
berücksichtigt, wenn der Steuerpflichtige ihre Zwangsläufigkeit formalisiert nachweist. So sind z. B. ein 
amtsärztliches Gutachten oder eine ärztliche Bescheinigung eines Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung erforderlich für medizinische Hilfsmittel, die als allgemeine Gebrauchsgegen-
stände des täglichen Lebens im Sinne von § 33 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
anzusehen sind. 
 
Der Bundesfinanzhof hat mit seinem Urteil vom 06. Februar 2014 entschieden, dass die Zwangsläufig-
keit von krankheitsbedingten Aufwendungen für einen Treppenlift nicht durch ein amtsärztliches 
Gutachten oder eine ärztliche Bescheinigung eines Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung 
nachzuweisen ist. 
 
Im Streitfall ließ ein Ehepaar wegen der Gehbehinderung des Ehemannes einen Treppenlift in ihr 
selbst genutztes Einfamilienhaus einbauen. Die Aufwendungen von rund € 18.000,00 machten sie in 
ihrer Einkommensteuererklärung als außergewöhnliche Belastung geltend. Sowohl das Finanzamt als 
auch das Finanzgericht Münster lehnten den Abzug ab, da kein amtsärztliches Gutachten oder eine 
ärztliche Bescheinigung eines Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung eingeholt worden 
war. Dies sah der Bundesfinanzhof jedoch anders.  
 
Bei einem Treppenlift handelt es sich nicht um einen Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens. 
Denn darunter ist ein technisches Hilfsmittel zu verstehen, das getragen oder mit sich geführt wird, um 
sich im jeweiligen Umfeld zu bewegen, zurechtzufinden und die elementaren Grundbedürfnisse des 
täglichen Lebens zu befriedigen. Diese Definition trifft auf einen Treppenlift nicht zu. Die in der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung aufgeführten Nachweise von Krankheitskosten haben 
abschließenden Charakter. Somit ist die medizinische Notwendigkeit von Aufwendungen für den 
Einbau eines solchen Hilfsmittels nicht formalisiert nachzuweisen. 
 
Tipp: Der Bundesfinanzhof hat die Vorentscheidung aufgehoben und die Sache an das 

Finanzgericht zurückverwiesen. Dieses muss nun die erforderlichen Feststellungen zur 
medizinischen Notwendigkeit für die Maßnahme nach dem Grundsatz der freien Beweis-
würdigung treffen, z. B. durch die Einholung eines Sachverständigengutachtens.  

 
 
Gewerbesteuer . Abgrenzung freiberuflicher von gewerblichen Einkünften 
 
Vielfach strittig ist die Abgrenzung zwischen gewerblichen und freiberuflichen Einkünften. Von 
Bedeutung ist dies insbesondere deshalb, weil gewerbliche Einkünfte neben der Einkommensteuer 
auch der Gewerbesteuer unterliegen, freiberufliche dagegen nicht. Zwar wird bei gewerblichen 
Einkünften zum Ausgleich der Mehrbelastung durch die Gewerbesteuer bei der Einkommensteuer 
wiederum eine Steuerermäßigung gewährt. Jedoch ist gerade in Städten mit Gewerbesteuer-
Hebesätzen von deutlich über 400 % die Einstufung als gewerbliche Tätigkeit nachteilig, da die 
Steuerermäßigung auf das 3,8-Fache des Gewerbesteuer-Messbetrags begrenzt ist und die 
Minderung der Einkommensteuer die gewerbesteuerliche Mehrbelastung somit vielfach nicht 
ausgleicht.  
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Bei Freiberuflern ist diese Abgrenzung vor allem deshalb strittig, weil die gesetzliche Aufzählung der 
freiberuflichen Einkünfte (sog. Katalogberufe) in der Praxis mit dem Wandel der Berufsfelder oft nicht 
Schritt hält. In diesem Zusammenhang möchten wir auf folgende Urteile hinweisen: 
 
Genügt bei einem Autodidakten das theoretische Wissen entsprechend eines Bachelorstudien-
gangs zur Bejahung von Einkünften aus selbstständiger Arbeit? 
 
Strittig war im zugrundeliegenden Fall, über welches Wissen ein Autodidakt verfügen muss, damit 
vergleichbare Kenntnisse zu denen eines beratenden Ingenieurs gegeben sind. Der Steuerpflichtige 
übte eine Tätigkeit als Bauleiter und Fachplaner für technische Gebäudeausrüstung (TGA) mit den 
Schwerpunkten Gas/Wasser/Heizung/Raumlufttechnik aus. Zu prüfen war nun zunächst, ob die vom 
Steuerpflichtigen erworbenen Kenntnisse der Tiefe und der Breite nach dem Wissen des Kernbereichs 
eines Ingenieurstudiums entsprechen. 
 
Nach dem Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 28. November 2013 muss das autodi-
daktisch erworbene Wissen mindestens demjenigen eines Absolventen eines dreijährigen technischen 
Bachelorstudiengangs an einer Fachhochschule entsprechen. In Anbetracht der durch die Hochschul-
reform im sogenannten „Bologna-Prozess“ bewirkten Veränderungen, die auch ihren Niederschlag in 
den Ingenieurgesetzen der Länder gefunden haben, dürfen auch diese Absolventen mittlerweile die 
(geschützte) Berufsbezeichnung Ingenieur führen. 
 
Tipp: Im Urteilsfall war dies zu verneinen, doch ist dieses Urteil für vergleichbare Fallgestaltungen 

von Bedeutung, da hiermit der Bewertungsmaßstab an die jetzige Studiensituation angepasst 
wurde. 

 
Genügt bei einem Autodidakten das theoretische Wissen eines Absolventen der Fachhoch-
schule? 
 
In dem Streitfall befasste sich das Finanzgericht München mit der Frage, ob der Steuerpflichtige im 
Streitjahr mit seinen Dienstleistungen auf dem Gebiet der EDV gewerblich tätig war oder einen – 
ingenieurähnlichen – freien Beruf ausübte.  
 
Der Steuerpflichtige legte im Jahr 1981 die Prüfung als Handelsfachwirt ab. In den Folgejahren nahm 
er an Lehrgängen zu IBM System/38, zu den Themen Basisschulung Textverarbeitung und System-
verwaltung, zu verschiedenen Themen in Zusammenhang mit dem Datenbanksystem JD Edwards 
und zur Unternehmenssoftware SAP R/3 teil. Beschäftigt war er als Programmierer, später vor-
wiegend in Zusammenhang mit dem Datenbanksystem JD Edwards. Das Finanzamt vertrat die 
Auffassung, dass der Steuerpflichtige mangels ausreichender Kenntnisse insbesondere in dem Kern-
fach Mathematik gewerblich tätig gewesen sei. 
 
Das Finanzgericht bestätigte mit Urteil vom 18. Oktober 2012 die Ansicht des Finanzamts und führte 
hierzu aus, dass ohne ausreichende Grundlagen in den Bereichen Mathematik, Statistik und 
Operations Research der Nachweis, dass die Kenntnisse mit denen eines Wirtschaftsinformatikers 
vergleichbar sind, nicht geführt werden kann. Maßgeblich seien Kenntnisse, über die ein Absolvent 
der (Fach-)Hochschule des Streitjahres verfügt. 
 
Tipp: Diese Urteile verdeutlichen, dass für den Einzelfall möglichst genau nachgewiesen werden 

sollte, welche für einen Beruf erforderlichen Fähigkeiten erworben wurden. 
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Körperschaftsteuer . Anerkennung der Pensionszusage nur bei Erdienbarkeit 
 
Damit Pensionszusagen steuerlich anerkannt werden, müssen mehrere Voraussetzungen erfüllt sein, 
beispielsweise die sogenannte Erdienbarkeit. Es gelten folgende Grundsätze:  
 
Ø Beim beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer müssen noch mindestens zehn Jahre 

aktive Tätigkeit zu erwarten sein.  
Ø Beim nichtbeherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer gilt ebenfalls die 10-Jahresfrist. Es 

reicht allerdings auch aus, wenn er bei Erteilung der Zusage schon mindestens neun Jahre dem 
Betrieb angehört und er noch mindestens drei Jahre aktive Dienstzeit zu erwarten hat. 

 
Am 26. März 2014 wurde eine Entscheidung des BFH zu folgendem Streitfall veröffentlicht:  
Eine GmbH erteilte ihrem Gesellschafter-Geschäftsführer X (geboren im April 1943) am 
01. Dezember 1989 eine Pensionszusage. Bestandteil war eine Hinterbliebenenversorgung zugunsten 
seiner Ehefrau, die im Januar 1946 geborene Y. Die Ehefrau wurde in der Zusage namentlich 
benannt. Y verstarb im November 1997. 
 
In der Folgezeit begründete X mit der im März 1951 geborenen Z eine Lebensgemeinschaft. Die 
Pensionszusage wurde am 23. Juni 1999 insoweit geändert, als nunmehr eine Hinterbliebenenrente 
zugunsten von Z zugesagt wurde. Am 16. Juni 2000 schlossen X und Z die Ehe.  
 
Das Finanzamt behandelte die Zuführungen zu der Pensionsrückstellung im Hinblick auf die 
Hinterbliebenenversorgung für Z als verdeckte Gewinnausschüttung, da diese Anwartschaft von X 
zum Zeitpunkt der Neuzusage nicht mehr habe erdient werden können. Diese Beurteilung bestätigte 
der BFH mit seiner Entscheidung vom 26. März 2014. 
 
Bei dem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs ist zu beachten, dass die bisherige Ehefrau in der 
ursprünglichen Pensionszusage namentlich benannt wurde und es sich somit um eine individuelle 
Hinterbliebenenzusage handelte. Das Urteil ist nicht auf den Bereich der kollektiven Hinterbliebenen-
versorgung übertragbar. 
 
Tipp: Kollektive Hinterbliebenenzusagen finden sich in vielen Vereinbarungen zu Pensionszusagen. 

Dabei wird die Versorgungsberechtigte nicht namentlich benannt, sondern lediglich auf die 
Eigenschaft der in gültiger Ehe lebenden Ehefrau abgestellt. Mit einer derartigen Zusage hat 
die GmbH grundsätzlich auch das Risiko übernommen, dass der Gesellschafter-
Geschäftsführer seine Ehefrau „austauscht“. Lässt er sich scheiden, um anschließend wieder 
zu heiraten, kommt es zu einem „stillschweigenden“ Austausch der versorgungsberechtigten 
Hinterbliebenen, der steuerrechtlich nicht als Neuzusage bewertet werden kann. 

 
 
Erbschaftsteuer . Vererbung von vermieteten Immobilien 
 
Bei Vererbung vermieteter Immobilien wird ein Wertabschlag von 10 % im Rahmen der Ermittlung der 
Erbschaftsteuer vorgenommen. 
 
Das Finanzgericht Bremen hat mit seinem Urteil vom 12. März 2014 entschieden, dass diese erb-
schaftsteuerliche Vergünstigung versagt wird, wenn ein bebautes Grundstück erstmals mehr als 1 ½ 
Jahre nach dem Tod des Erblassers vermietet wird. Strittig war, ob es darauf ankommt, dass das 
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Grundstück im Erwerbszeitpunkt vermietet war, oder ob eine zu diesem Zeitpunkt bestehende 
Vermietungsabsicht ausreicht. 
 
Im vorliegenden Fall argumentiert das Finanzgericht, dass sich aus dem Zusammenhang der 
Vorschriften des Erbschaftsteuergesetzes ergebe, dass grundsätzlich nur bebaute Grundstücke oder 
Grundstücksteile, die im Zeitpunkt des Todes des Erblassers zu Wohnzwecken vermietet werden, mit 
einem verminderten Wert anzusetzen sind. Es handele sich insoweit um eine Bewertungsvorschrift 
und hinsichtlich der Bewertung sei auf den Todeszeitpunkt abzustellen. 
 
Tipp: Ausnahmsweise genügt eine Vermietungsabsicht bei Leerstand wegen Mieterwechsels oder 

Durchführung von Modernisierungs- oder Renovierungsmaßnahmen. Nach Auffassung des 
Gerichts ist bei einem Leerstand im Besteuerungszeitpunkt zu verlangen, dass die 
Vermietungsabsicht durch Nachweis eines „zeitnah“ bzw. „innerhalb einer angemessenen 
Frist“ nach dem Stichtag abgeschlossenen Mietverhältnisses belegt wird. 

 
 
Umsatzsteuer . Anforderungen an die Rechnungserstellung (hier: Leistungsbe-
schreibung) 
 
Zum Vorsteuerabzug berechtigt ist nur, wer eine Rechnung i. S. des Umsatzsteuergesetzes besitzt, in 
der u. a. der Umfang und die Art der sonstigen Leistung angegeben ist. Solche Leistungsbe-
schreibungen sind erforderlich, um die Erhebung der Umsatzsteuer und ihre Überprüfung durch die 
Finanzverwaltung zu sichern. Bei Betriebsprüfungen schaut das Finanzamt immer genauer hin. 
Werden Rechnungen nicht ordnungsgemäß ausgestellt, versagt der Fiskus den Vorsteuerabzug. 
 
In einem vor dem BFH ausgefochtenen Streitfall hatte ein Steuerpflichtiger Rechnungen erhalten, die 
zur Beschreibung der ihm gegenüber erbrachten Dienstleistung ausdrücklich auf bestimmte 
Vertragsunterlagen verwiesen. Diese Vertragsunterlagen waren den Rechnungen allerdings nicht 
beigefügt. Das Finanzamt versagte den Abzug der Vorsteuerbeträge mit der Begründung, dass es in 
den Rechnungen an einer hinreichenden Leistungsbeschreibung für die erbrachten Dienstleistungen 
fehlt. Daran ändert auch die Bezugnahme auf bestimmte Vertragsunterlagen nichts, weil diese 
Unterlagen den Rechnungen nicht beigefügt worden sind. 
 
Mit seinem Urteil vom 16. Januar 2014 entschied der BFH jedoch, dass zur Identifizierung einer 
abgerechneten Leistung in der Rechnung auf andere Geschäftsunterlagen verwiesen werden kann, 
ohne dass diese Unterlagen der Rechnung beigefügt sein müssen. Eine Rechnung muss Angaben 
tatsächlicher Art enthalten, welche die Identifizierung der abgerechneten Leistungen ermöglicht. Dazu 
können andere Geschäftsunterlagen herangezogen werden. Voraussetzung ist dabei lediglich, dass 
die Rechnung selbst auf diese anderen Unterlagen verweist und diese eindeutig bezeichnet. Solche 
Vertragsunterlagen müssen zwar existent, aber den Rechnungen nicht beigefügt sein. Das Finanzamt 
muss daher ordnungsgemäß in Bezug genommene Vertragsunterlagen bei der Überprüfung der 
Leistungsbeschreibung berücksichtigen. 
 
Tipp: Eingangsrechnungen sollten sehr sorgfältig daraufhin überprüft werden, ob diese den 

gesetzlichen Anforderungen genügen. Ansonsten sollte beim Rechnungsaussteller eine 
berichtigte Rechnung angefordert werden. Eine eventuell notwendige Rechnungsberichtigung 
bzw. -ergänzung kann nur der Aussteller der Rechnung vornehmen. 
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Zwingend sind möglichst exakte Leistungsbeschreibungen. Eine allgemeine Beschreibung von 
Leistungen in einer Rechnung wie z. B. "Trockenbauarbeiten", "EDV-Leistungen", "Fliesen-
arbeiten" oder "Beratungsleistung" genügen allein nicht den Anforderungen an die Leistungs-
beschreibung in einer zum Vorsteuerabzug geeigneten Rechnung, denn durch derartige 
Bezeichnungen wird eine mehrfache Abrechnung der damit verbundenen Leistungen nicht 
ausgeschlossen. Wird auf andere Dokumente Bezug genommen, so muss dieser Verweis 
eindeutig sein. Darüber hinaus sind diese anderen Dokumente zusammen mit der Rechnung 
aufzubewahren. 
 

 
Arbeitsrecht . Arbeitgeber muss Arbeitnehmer nicht auf Möglichkeit der Entgeltum-
wandlung hinweisen 
 
Ein Arbeitnehmer kann nach § 1a Abs. 1 Satz 1 BetrAVG vom Arbeitgeber verlangen, dass von 
seinen künftigen Entgeltansprüchen bis zu 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung durch Entgeltumwandlung für seine betriebliche Altersversorgung 
verwendet werden. Nach einer aktuellen Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts ist der Arbeitgeber 
aber nicht verpflichtet, den Arbeitnehmer von sich aus auf diesen Anspruch hinzuweisen (Urteil vom 
21. Januar 2014, Az.: 3 AZR 807/11). 
 
Im konkreten Fall war der Kläger bis Juni 2010 beim beklagten Arbeitgeber beschäftigt. Nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses verlangte er von diesem Schadenersatz mit der Begründung, 
der Arbeitgeber habe es pflichtwidrig unterlassen, ihn auf seinen Anspruch auf Entgeltumwandlung 
nach § 1a BetrAVG hinzuweisen. Bei entsprechender Kenntnis seines Anspruchs hätte er € 215,00 
seiner monatlichen Arbeitsvergütung in eine Anwartschaft auf Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung umgewandelt. Als Durchführungsweg hätte er die Direktversicherung gewählt. 
 
Die Vorinstanzen haben die auf Zahlung von Schadenersatz in Höhe von € 14.380,38 gerichtete 
Klage abgewiesen. Auch die Revision des Klägers hatte keinen Erfolg. Der Beklagte sei weder nach 
§ 1a BetrAVG noch aufgrund seiner Fürsorgepflicht verpflichtet gewesen, den Kläger von sich aus auf 
seinen Anspruch auf Entgeltumwandlung nach § 1a BetrAVG hinzuweisen. Deswegen habe es an der 
für einen Schadenersatzanspruch erforderlichen Pflichtverletzung des Beklagten gefehlt, so das BAG. 
 
 
Internetrecht . Wichtige Neuregelungen durch neue EU-Verbraucherrichtlinie im 
Bereich E-Commerce 
 
Zum 13. Juni 2014 treten wesentliche Änderungen u. a. hinsichtlich der Informationspflichten sowie 
des Widerrufsrechts von Verbrauchern in Fernabsatzverträgen im BGB in Kraft. 
 
Für alle Unternehmen, die online Waren vertreiben, besteht daher Handlungsbedarf, will man sich vor 
Abmahnungen schützen. Denn diese Neuerungen wirken sich sowohl auf die Bestellprozesse als 
auch auf Ihre AGB aus. Alle Widerrufsbelehrungen sind gemäß der neuen Musterbelehrung anzu-
assen.  
 
So sind die Informationspflichten der Online-Anbieter deutlich umfangreicher geworden als bisher. 
Zukünftig hat der Unternehmer den Verbraucher im Online-Handel noch vor Vertragsschluss zu-
sätzlich zu seiner vollen Identität, Anschrift, Gesamtpreis sowie Angaben über das Zustandekommen 
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des Vertrages auch über das Bestehen der gesetzlichen Gewährleistungsrechte und eventueller 
Garantien inklusive deren Bedingungen zu informieren.  
 
Der Widerruf ist für den Verbraucher zwar weiterhin ohne eine Begründung möglich, er hat nach den 
neuen gesetzlichen Bestimmungen jedoch den Widerruf gegenüber dem Unternehmer zu erklären, 
was zukünftig auch mittels eines elektronischen Musterformulars geschehen kann. Allein die 
Rücksendung der Ware binnen der Widerrufsfrist genügt dann nicht mehr. 
 
Auch wird die Frist zur Rückgewähr der erlangten Leistungen europaweit einheitlich neu auf 14 Tage 
festgelegt. Wird über die Widerrufsfrist nicht oder nicht richtig aufgeklärt, besteht keine unbefristetete 
Widerrufsmöglichkeit mehr. Die Widerufsmöglichkeit endet in diesem Fall zwölf Monate nach Ablauf 
der ursprünglichen Widerrufsfrist. 
 
Der (wirksame) Widerruf führt zur Rückabwicklung des Vertrages. Die empfangenen Leistungen sind 
spätestens nach 14 Tagen zurückzugewähren (§ 357 Abs. 1 BGB). Bei einem Verbrauchsgüterkauf 
kann der Unternehmer die Rückzahlung verweigern, bis er die Waren zurückerhalten hat oder der 
Verbraucher den Nachweis erbracht hat, dass er die Waren abgesandt hat (§ 357 Abs. 4 BGB). Der 
Verbraucher muss nach der Neuregelung die Rücksendekosten unabhängig vom Warenwert tragen, 
wenn ihn der Unternehmer vor Vertragsschluss darüber informiert hat (§ 357 Abs. 6 BGB). Wertersatz 
muss der Verbraucher nur leisten, wenn der Wertverlust auf einen Umgang mit den Waren 
zurückzuführen ist, der zur Prüfung der Beschaffenheit, der Eigenschaften und der Funktionsweise 
der Waren nicht notwendig war, und der Unternehmer über das Widerrufsrecht informiert hat (§ 357 
Abs. 7 BGB). 
 
Tipp: Wichtig ist es, dass die neuen gesetzlichen Vorgaben pünktlich zum 13. Juni 2014 umgesetzt 

werden. Sowohl bei einer vorzeitigen als auch verspäteten Anpassung drohen Abmahnungen. 
Für die Anpassung Ihrer Widerrufsbelehrungen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne 
rechtlich zur Seite, sprechen Sie uns an. 
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